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117 Ausgabe A. 


Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 13 Ausgegeben Danzig, den 31. März 1927 


Inhalt. Verordnung betreffend Tabakmonopol (S. 117). — Verordnung betreffend das mit der Republik 
Polen geſchloſſene Abkommen zur Durchführung eines Tabakmonopols im Gebiet der Freien Stadt Danzig (S. 120). — 
Verordnung über das Entſchädigungsverfahren bei der Einführung des Tabakmonopols (S. 126). — Verordnung 
betreffend die Überleitung zum Tabakmonopol (S. 128). — Verordnung betreffend die Vorführungspflicht monopol— 
abgabenpflichtiger Waren (S. 129). 


40 Verordnung 
a betreffend Tabakmonopol. Vom 31. 3. 1927. 

Auf Grund des § 1 Ziffer 3 des Ermächtigungsgeſetzes vom 29. November 1926 (Geſetzblatt 1926 

Seite 317) wird mit Geſetzeskraft folgendes verordnet: 
81. 
Einführung des Tabakmonopols. 

Für Tabak und Tabakwaren wird im Gebiet der Freien Stadt Danzig ein Monopol (Tabakmonopol) 
nach Maßgabe dieſer Verordnung eingeführt, das die Einfuhr in den freien Verkehr, den Anbau, die 
Herſtellung und den Handel umfaßt. 

Das Monopolgebiet iſt das Staatsgebiet der Freien Stadt Danzig. 

Als Tabak im Sinne dieſer Verordnung gelten nichtverarbeitete Tabakblätter, Stengel, Rippen, 
Wurzeln, Strünke und Abfälle von unbearbeiteten und bearbeiteten Teilen der Tabakpflanze. 

Als Tabakware im Sinne dieſer Verordnung gilt jede Ware, die aus Tabak hergeſtellt iſt, oder in 
der Tabak in irgend einer Form enthalten iſt. 

§ 2. 

5 Einfuhr von Tabak. 

Die Einfuhr von Tabak und Tabakwaren in den freien Verkehr des Monopolgebiets iſt nur der 
Freien Stadt Danzig geſtattet. 

Privatperſonen dürfen mit Genehmigung des Senats gegen Eutrichtung einer noch feſtzuſetzenden 
Monopolabgabe Tabakwaren zum eigenen Verbrauch einführen. Für Mengen bis zu I kg iſt die Einfuhr 
ohne Genehmigung geſtattet. 

Die Monopolabgabe wird unabhängig von den Zöllen erhoben und unterliegt nur den Vorſchriſten 
dieſer Verordnung und des Steuergrundgeſetzes, ſowie den zur Ausführung erlaſſenen Vorſchriften. 

Reiſende, die vom Zollauslande kommen, duͤrfen zum eigenen Verbrauche Tabakwaren in folgenden 
Mengen frei einführen: 

25 Gramm Rauchtabak oder 
10 „ Schnupftabak oder 
25 Stück Zigaretten oder 

10 „ Zigarren. 

Im Verkehr zwiſchen Danzig und Polen verbleibt es bei den zur Zeit beſtehenden Beſtimmungen 
des Danzig⸗polniſchen Abkommens vom 24. Oktober 1921. N 

Die Einfuhr von Tabak und Tabakwaren in das Monopolgebiet für den perſönlichen Gebrauch iſt 
Perſonen, die das Recht der Exterritorialität und der Zollfreiheit beſitzen, frei von Monopolabgaben 
geſtattet. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 8. 4. 1937.) 
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8.8. 
Tabakvorräte. 

Die Anhäufung von Vorräten an Tabakwaren über die vom Senat feſtzuſetzenden Mengen hinaus 

iſt im freien Verkehr des Monopolgebiets nur mit Genehmigung des Senats geſtattet. 
§ 4. 
Anbau von Tabak. 

Tabak darf im Monopolgebiet nur mit Genehmigung des Senats angebaut Atel: Der Senat 
hat die Bedingungen für den Tabakanbau zu regeln. Wer mit Genehmigung des Senats Tabak anbaut, 
iſt verpflichtet, die Geſamtmenge des erzeugten Tabaks an die Monopolverwaltung zu verkaufen. 

Der Anbau und die Pflege von Ziertabak iſt geſtattet, doch kann der Senat auch hierfür Bedingungen 
aufſtellen, wenn eine Beeinträchtigung der Monopolerträge zu beſorgen iſt. 


§ 5. 
— Herſtellung von Tabakwaren. 

Die Herſtellung von Tabakwaren im Monopolgebiete ſteht nur der Freien Stadt Danzig zu. 

Als Herſtellung gilt auch jede Bearbeitung, Sortierung oder Veränderung von Tabak oder 
Tabakwaren, ſelbſt wenn nur Verpackung, Bezeichnung oder Auſſchrift geändert wird. 

Für den eigenen Verbrauch dürfen Zigaretten angefertigt werden. 

8 6. 
Handel mit Tabak und Tabakwaren. 

Der Handel mit Tabak und Tabakwaren im Monopolgebiet iſt nur der Freien Stadt Danzig geſtattet. 

Der Senat kann den Einzelhandel mit Tabakwaren Unternehmern überlaſſen, die einer ſtaatlichen 
Konzeſſion bedürfen. 

Die Konzeſſion iſt allen, die den Handel mit Tabakwaren am 1. Oktober 1926 gewerbsmäßig 
betrieben haben, für die an dieſem Tage betriebenen Verkaufsſtellen auf die Dauer von drei Jahren 
vom Inkrafttreten dieſer Verordnung an unentgeltlich zu erteilen; ſie iſt nicht übertragbar. 

Im übrigen erteilt der Senat auf Antrag die Konzeſſion unter Abwägung des allgemeinen 
Intereſſes am Monopolertrage und des örtlichen Bedürfniſſes gegen Zahlung einer nach ſreiem Ermeſſen 
feſtzuſetzenden Gebühr. 

Die Bedingungen dieſer Konzeſſion ſetzt der Senat feſt. 

§ 7. 
Verkauf von Tabakwaren. 

Tabakwaren dürfen im Einzelhandel nur zu Monopolpreiſen und nur in Originalpackungen verkauft 
werden. Der Preis im Einzelhandel (Kleinverkaufspreis) wird vom Senat feſtgeſetzt und liſt auf den 
Verpackungen deutlich zu bezeichnen. Für den Verkauf kleinerer Mengen aus den Originalpackungen 
erläßt der Senat Beſtimmungen. 

Die Verkaufsſtellen und Lagerräume des Tabakhandels unterliegen der Nachſchau durch den Senat. 
Dieſer kann auch hoe einſehen, Beſtände ermitteln und Proben entnehmen. 

§ 8. 
Maſchinen zur Herſtellung von Tabakwaren. 

Die Herſtellung, der Beſitz und die Aufbewahrung von Maſchinen und Werkzeugen für die Her— 
ſtellung von Tabakwaren ſind ohne Genehmigung des Senats verboten. 

8 9. 
Tabakerſatz. 

Waren, die nicht aus Tabak hergeſtellt werden, aber ſtatt des Tabaks zum Rauchen, Schnupfen 
oder Kauen dienen können, unterliegen den Vorſchriften dieſer Verordnung, wenn und inſoweit der 


Senat es beſtimmt. 
§ 10. 


Vorkaufsrecht. 
Der Senat hat ein geſetzliches Vorkaufsrecht für alle im Monopolgebiet befindlichen Grundſtücke 
und Gebäude, Maſchinen, Werkzeuge und Gegenſtände, welche der Herſtellung von Tabakwaren dienen 
oder ſich in Werkſtätten zur Herſtellung von Tabakwaren befinden. 
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g 11. 
Übertragung der Monopolredte. 

Der Senat kann die Ausübung und Verwertung der Ausſchluß— und ſonſtigen Rechte und Befug- 
niſſe aus dieſer Verordnung an eine juriſtiſche Perſon (Tabakmonopolverwaltung) übertragen. 

Der Senat muß in dieſem Falle einen Staatskommiſſar beſtellen zur Wahrung der ſtaatlichen 
Rechte und zur Überwachung der Erfüllung der Verpflichtungen der Tabakmonopolverwaltung ſowie zur 
Mitwirkung bei der Konzeſſionserteilung nach § 6 dieſer Verordnung. 

§ 12. 
Entſchädigungen. 
Entſchädigungen und Abfindungen werden durch beſondere Verordnung geregelt. 


Strafbeſtimmungen. 
§ 18. 
Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften dieſer Verordnung werden mit Geldſtrafe von fünf bis 
zu dreihunderttauſend Gulden belegt. 
Neben der Geldſtrafe kann auf Haft oder auf Gefängnis erkannt werden. 
Der Verſuch iſt ſtrafbar. 
8 14. a 
Neben der im § 13 beſtimmten Strafe kann auf Einziehung derjenigen Waren, Maſchinen oder 
Anbaumengen, hinſichtlich derer das Monopolvergehen begangen iſt, erkannt werden, und zwar ohne 
Rückſicht darauf, ob ſie dem Täter oder einem Teilnehmer gehören. Kann die Einziehung nicht vollzogen 
werden, ſo iſt auf Erſatz des Wertes der Erzeugniſſe oder Waren und, wenn dieſer nicht zu ermitteln 
iſt, auf Zahlung einer Geldſumme von fünf bis zu einhunderttauſend Gulden zu erkennen. 
Außerdem kann im Strafurteil auf Entziehung der gemäß § 6 dieſer Verordnung erteilten Kon⸗ 


zeſſion erkannt werden. 
§ 15. 


Vorführung. 

Tabak und Tabakwaren, welche Gegenſtand des Monopols im Sinne des § 1 ſind, unterliegen 
einer Vorführungspflicht. Zuwiderhandlungen werden nach den S$ 333 ff. des Steuergrundgeſetzes ge— 
ahndet, ſofern nicht nach anderen Geſetzen eine höhere Strafe verwirkt iſt. 

§ 16. 
Ausführungsbeſtimmungen. 
Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſer Verordnung erläßt der Senat. 
§ 17. 
Inkrafttreten. 

Dieſe Verordnung tritt mit Ausnahme der Beſtimmungen, die ſich auf die Monopolbewirtſchaftung 
beziehen, mit dem 1. April 1927 in Kraft. 

Bis zur Durchführung der Monopolbewirtſchaftung bleiben die bisherigen geſetzlichen Beſtimmungen 
betreffend die Beſteuerung von Tabak und Tabakerzeugniſſen ſowie den Tabakanbau in Kraft. 

Für Zigarettenpapier und Zigarettenhülſen behalten dieſe Beſtimmungen jedoch über dieſen Zeit⸗ 
punkt hinaus Geltung. f 3 

Die Beſtimmungen über die Monopolbewirtſchaftung find alsbald in Kraft zu ſetzen, nachdem die 
Organiſation der Tabakmonopolverwaltung durchgeführt ſein wird. Die Termine des Inkraftſetzens 
dieſer Beſtimmungen gibt der Senat bekannt. 


Danzig, den 31. März 1927. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Riepe Dr. Volkmann. 
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41 a Verordnung 
betreffend das mit der Republik Polen geſchloſſene Abkommen zur Durchführung eines Tabak⸗ 
monopols im Gebiet der Freien Stadt Danzig. Vom 31. 3. 1927. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 3 des Ermächtigungsgeſetzes vom 29. November 1926 (Geſetzblatt S. 317) 


Sal: 
Dem am 31. März 1927 unterzeichneten, nachſtehend veröffentlichten Abkommen zur Durchführung 
eines Tabakmonopols im Gebiet der Freien Stadt Danzig wird für die Freie Stadt Danzig Geſetzes— 


wird mit Geſetzeskraft folgendes verordnet: 


kraft verliehen. 


§ 2. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. April 1927 in Kraft. 


Danzig, den 31. März 1927. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Riepe. 


Abkommen 
zwiſchen der Freien Stadt Danzig und der Republik 
Polen zur Durchführung eines Tabalmonopols im 

Gebiete der Freien Stadt Danzig. 


Die Freie Stadt Danzig und die Republik Polen 
haben zum Zwecke des Abſchluſſes eines Abkommens 
zur Durchführung eines Tabakmonopols im Gebiete 
der Freien Stadt Danzig als ihre Bevollmächtigten 
bezeichnet: 
die Freie Stadt Danzig: Herrn Kurt Siebenfreund, 

Senator der Freien Stadt Danzig, 


die Republik Polen: Herrn Stefan Lalicki, Rat im Büro 
des Generalkommiſſars der Republik Polen in Danzig. 

Die Bevollmächtigten haben nach Austauſch ihrer 
Vollmachten und nachdem dieſelben als ausreichend 
und gut befunden wurden, im gegenſeitigen Einver— 
nehmen folgende Beſtimmungen feſtgefetzt: 

Artikel J. 

Die Freie Stadt Danzig wird in ihrem Gebiet 
ein Tabakmonopol einführen, deſſen Grundlagen die 
dieſem Abkommen als Anlage beigefügte Verordnung 
betreffend das Tabakmonopol vom 31. März 1927 
beſtimmt. 


Artikel II. 

Tabak und Tabakwaren, die von der Danziger 
Tabakmonopolverwaltung im Rahmen der in Artikel III 
bezeichneten Mengen aus dem Zollauslande eingeführt 
oder die ausgeführt werden, unterliegen den gleichen 

zollgeſetzlichen und zolltarifariſchen Beſtimmungen, 
die für die Verwaltung des polniſchen Tabakmonopols 
jeweils gelten. 


Dr. Volkmann. 


Umowa 
zawarta miedzy Rzeczapospolita Polska a Wolnem 
Miastem Gdanskiem w przedmiocie zaprowadze- 
nia monopolu tytoniowego na obszarze 
Wolnego Miasta Gdanska. 


Rzeczpospolita Polska i Wolne Miasto Gdansk, 
majac na celu zawarcie umowy w przedmiocie 
zaprowadzenia monopolu tytoniowego na obszarze 
Wolnego Miasta Gdanska, zamianowaly swoimi 
pelnomocnikami: 

Rzeezpospolita Polska: p. Stefana Lalickiego, 
Radee Biura Komisarza Generalnego Rzeczy- 
pospolitej Polskie} w Gdansku, ‘ 

Wolne Miasto Gdansk: p. Kurta Siebenfreunda, 

Senatora Wolnego Miasta Gdanska. 


Pelnomoenicy po wymianie pelnomoenictw i 
uznaniu ich za wystarezajace i nalezyte, ustalili 
we wzajemnem porozumieniu nastopujace postano- 
wienia: 

Artykul I. 

Wolne Miasto Gdansk zaprowadzi na swoim 
obszarze monopol tytoniowy, ktörego zasady 
okresla rozporzadzenie o monopolu tytoniowym 
z dnia 31. marca 1927 r., dolaczone do niniej- 
sze]j umowy, jako jej zalacznik. 


Artykui II. 


Do surowca tytoniowego i wyrobéw tytonio- 
wych, jakie Zarzad gdanskiego monopolu tytonio- 
wego sprowadzaé bedzie z poza wspdlnej granicy 
celnej do wysokosei okreslonej w art. III. niniej- 
szej umowy, jak röwniez do surowca i wyrobéw 
tytoniowych, wywozonych przez Zarzad gdanskie- 
go monopolu tytoniowego poza granice celna, 
stosowane beda te postanowienia ustaw celnych 
i taryfy celnej, ktöre kazdoczesnie obowiazuja 
przy odprawie celnej surowca 1 wyroböw tytonio- 
wych dla Zarzadu polskiego monopolu tytonio- 
wego. 
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Über diefe Mengen hinaus kann die Danziger 
Tabakmonopolverwaltung in beliebigen Mengen Tabak 
und Tabakwaren einführen, wenn ſie hierfür die Zoll- 
abgaben gemäß den normalen Tariffagen nach dem 
in Artikel V vorgeſehenen Verfahren entrichtet. 


Artikel III. 

Als Monopolkontingente werden folgende Mengen 

feſtgeſetzt: 

a) für den eigenen Konſum der Freien Stadt 
Danzig wird ein Konſumbedarf angenommen, 
der ſich beläuft: 

vom Inkrafttreten des Danziger Tabak⸗ 
monopol3 bis zum 31. Dezember 1929 auf 
1,825 kg, gerechnet auf das Jahr und den Kopf 
der im Gebiete der Freien Stadt Danzig dauernd 
anſäſſigen Bevölkerung, 

vom 1. Januar 1930 bis zum 31. Dezember 
1932 auf 2,025 kg, gerechnet auf das Jahr 
und den Kopf der im Gebiete der Freien Stadt 
Danzig dauernd anſäſſigen Bevölkerung, 

vom 1. Januar 1933 bis zum 31. Dezember 
1935 auf 2,175 kg, gerechnet auf das Jahr 
und den Kopf der im Gebiete der Freien Stadt 
Danzig dauernd anſäſſigen Bevölkerung, 

vom 1. Januar 1936 bis zum 31. Dezember 

1938 auf 2,275 kg, gerechnet auf das Jahr und 
den Kopf der im Gebiete der Freien Stadt 
Danzig dauernd anſäſſigen Bevölkerung, 

vom 1. Januar 1939 bis zum Ablauf diefes 
Abkommens auf 2,325 kg, gerechnet auf das 
Jahr und den Kopf der im Gebiete der Freien 
Stadt Danzig dauernd anſäſſigen Bevölkerung, 


b) für die Herſtellung von Waren, die zur Aus— 
fuhr in das Gebiet der Republik Polen gemäß 
Artikel VI beſtimmt find, 75 000 kg Tabak 
jährlich, neben den unter a) bezeichneten Mengen. 


Für den Tabak in Blättern und Bündeln, mit oder 
ohne Stengel, der in den Fabriken des Danziger 
Tabakmonopols für die in den Abſätzen a) und b) 

dieſes Artikels genannten Zwecke verarbeitet wird, 
werden für Schwund und Abſälle 6% vom Rettoge- 
wicht des Tabaks feſtgeſetzt; dieſe Menge wird bei 
der Feſtſtellung der jährlichen Monopolkontingente 
hinzugerechnet. 
ms Die in dieſem Artikel bezeichneten Monopolkon⸗ 
tingente für die Freie Stadt Danzig vermindern ſich 


121 
Die im Artikel 111 bezeichneten Mengen von Tabak 
und Tabakwaren werden in den folgenden Artikeln 
des Abkommens Monopolkontingente genannt. 


Ilosci surowca tytoniowego i wyroböw tyto- 
niowych okreslone w arlykule III niniejszej 
umowy oznaczane sa w nastgpnych artykulach 
niniejszej umowy nazwa kontyngent monopolowy. 

Zarzad gdanskiego monopolu tytoniowego 
moze sprowadzaé surowiec tytoniowy i wyroby 
tytoniowe ponad kontyngent monopolowy w 
ilosciach dowolnych, jednakze z obowiazkiem 
uiszczania od nadwyzki naleznosci celnych, 
wedlug normalnych stawek, stosownie do posta- 
nowien artykula V. niniejszej umowy. . 

Artykut III. 

Jako kontyngent monopolowy ustanawia sie 
nastepujace ilosci: 

a) na zaspokojenie potrzeb konsumcji wlasnej 
Wolnego Miasta Gdanska przyjmuje sie 
nastepujace zapotrzebowanie: 

na okres od zaprowadzenia W Gdansku 
monopolu tytoniowego do dnia 31.12.1929 
rocznie po 1.825 kg., na glowe ludnosei 
stale osiedlonej na obszarze Wolnego Miasta 
idanska, 

na okres od 1. 1. 1930 do 31. 12. 1932 
roeznie po 2.025 kg., na glowe ludnosei 
stale osiedlonej na obszarze Wolnego Miasta 
Gdanska, 

na okres od 1. 1. 1933 do 31. 12. 1935 
rocznie po 2.175 kg., na glowe ludnosei 
stale osiedlonej na obszarze Wolnego Miasta 
Gdanska, 

na okres od 1. 1. 1936 do 31. 12. 1938 
rocznie po 2.275 kg., na glowe ludnosci 
stale osiedlonej na obszarze Wolnego Miasta 
Gdanska, 

na okres cd 1. 1. 1939 do konca mocy 
obowiyzujace] niniejszej umowy rocznie 
po 2.325 kg., na glowe ludnosci stale 
osiedlonej na obszarze Wolnego Miasta 
Gdanska, 

b) ponadto na wytworzenie wyroböw brzez- 
naczonych w mysl postanowien artykulu VI. 
niniejszej umowy do wywozu na obszar 
Rzeczypospolitej Polskiej 75.000 kg. surowca 
tytoniowego rocznie. 

Dla surowea tytoniowego w lisciach i wigzkach 

z lodygami lub bez lodyg przerabianego w 
fabrykach gdanskiego monopolu tytoniowego na 
cele wymienione w ustepach a) i b) niniejszego 
artykulu, przyjmuje sig na zaniki i odpadki 6% 
wagi netto surowea; te ilosé dolicza sig pray 
ustalaniu rocznego kontyngentu monopolowego. 


Oznaczony w niniejszym artykule kontyngent 
monopolowy Wolnego Miasta Gdanska zmniejsza 
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um die Mengen des in den betreffenden Jahren im 
Gebiete der Freien Stadt Danzig erzeugten und von 
der Danziger Tabakmonopolverwaltung übernommenen 
Tabaks; die Menge an ſolchem zur Fabrikation ge— 
eigneten Tabak hat die Danziger Tabakmonopolver— 
waltung bei der jährlichen Abrechnung der Zollab— 
gaben unter Abſetzung von 6% für Schwund und 
Abfälle nachzuweiſen. 


Artikel IV. 


Die Danziger Tabakmonopolverwaltung ijt ver— i 


pflichtet, die ganze Menge des Tabaks und der 
Tabakwaren zur Zollabfertigung anzumelden, die von 
außerhalb der Zollgrenzen eingeführt iſt oder über 
dieſe Grenzen ausgeführt wird. 

Die Danziger Tabakmonopolverwaltung ijt ver- 
pflichtet, die Geſchäftsſtelle des polniſchen oberſten 
Zollinſpektors über jede zu erfolgende Zollabfertigung 
vor der Abfertigung rechtzeitig zu benachrichtigen, und 
zwar bei Abfertigung in Danzig einſchließlich Vororten 
mindeſtens 3 Stunden, bei Abfertigung außerhalb 
dieſes Gebietes mindeſtens 24 Stunden vorher. 


Innerhalb 14 Tagen nach Ablauf jedes Kalender— 
jahres iſt die Danziger Tabakmonopolverwaltung 
verpflichtet, der oberſten Zollbehörde in Danzig die 
Papiere über die im Laufe dieſes Jahres erfolgten 
Zollabfertigungen von Tabak und Tabakwaren zwecks 
Ausführung der Berechnung der Zollabgaben vorzu— 
legen. Im Bedarfsfalle kann die oberſte Zollbehörde 
in Danzig auch die Vorlage von Auszügen aus den 
Geſchäftsbüchern verlangen oder Einſicht in die Ge— 
ſchäftsbücher vornehmen. 


Die oberſte Zollbehörde in Danzig wird die Berech— 
nung der Zollabgaben binnen 14 Tagen nach Vorlage 
der Zollpapiere durch die Danziger Tabakmonopol— 
verwaltung durchführen. 


Artikel V. 

Die Bezahlung der Zollabgaben für Tabak und 
Tabakwaren, die von der Danziger Tabakmonopol⸗ 
verwaltung eingeführt ſind, erfolgt erſt nach der 
Jahresabrechnung. 

Die Jahresabrechnung wird in der Weiſe ausgeführt, 
daß von der im verfloſſenen Jahre eingeführten 
Menge von Tabak und Tabakwaren abgeſetzt werden: 


a) die Monopolkontingente nach Artikel III, 
b) diejenigen Mengen, die nach den vorgelegten 


Zollpapieren von der Danziger Tabakmonopol— 
verwaltung wieder in das Zollausland ausgeführt 


sic o ilosé surowca tytoniowego, ktöry zostal 
wyprodukowany w danym roku na obszarze 
Wolnego Miasta Gdanska i przejety przez Zarzad 
gdanskiego monopolu tytoniowego; ilosé tego 
surowca w stanie zdatnym do pızeröbki winien 
Zarzad gdanskiego monopolu tytoniowego wy- 
kazaé dowodnie przy roczuym obrachunku 
naleznosci celnych, potracajac z niej 6% na 
zaniki i odpadki. 
Artykul IV. 

Zarzad gdanskiego monopolu tytoniowego 
ma obowiazek zgloszenia do odprawy celnej 
calej ilosci surowca tytoniowego i wyrobéw 
tytoniowych sprowadzanych z poza celnej granicy 
lub poza te granice wywozonych. 

Zarzad gdanskiego monopolu tytoniowego 
jest obowiazany zawiadamiac biuro polskiego 
Naczelnego Inspektora Cel o kazdej nastapié 
majacej odprawie celnej W odpowiednim czasie 
a mianowicie przy odprawach dokonywanych na 
obszarze Wolnego Miasta Gdanska wraz z 
przedmiesciami na trzy godziny, a pray od- 
prawach poza tym obszarem na 24 godzin przed 
podjeciem odprawy. 

W przeciagu dni 14 po uplywie kazdego 
roku kalendarzowego Zarzad gdanskiego mono- 
polu tytoniowego jest obowigzany do zlozenia 
najwyzszej wladzy celnej w Gdansku dokumentöw 
2 przeprowadzonych w ciagu tego roku odpraw 
celnych surowca tytoniowego 1 wyrobow tytonio- 
wych celem dokonania obrachunku naleznosci 
celnych. O ile to okaze sig potrzebne, najwyzsza 
wladza celna w Gdansku moze zazudad przed- 
lozenia wyciagöw z ksiag przedsicbiorstwa lub 
zarzudzié ich przejrzenie. 

Najwyzsza wladza celna W Gdansku winna 
dokonad obrachunku naleznosci celnych w ciagu 
dni 14 po zlozeniu przez Zarzad gdanskiego 
monopolu tytoniowego dokumentöw celnych. 


Artykul V. 

Zaplata naleznosei celnych za surowiec tyto- 
niowy i wyroby tytoniowe sprowadzane przez 
Zarzad gdanskiegomonopolu tytoniowego nastepu- 
je dopiero po dokonaniu obrachunku rocznego: 

Obrachunku rocznego dokonuje sig w ten 
sposöb, ze od ilosci surowca i wyroböw tyto- 
niowych sprowadzonych w ubieglym roku kalen- 
darzowym potraca sie: 

a) kontyngent monopolowy obliczony wedlug 

postanowien art. III. niniejszej umowy, 

b) te ilosci, ktöre wedlug przedstawionych 

dokumentòw celnych zostaly przez Zarzad 

_gdanskiego monopolu tytoniowego wy- 


oder die unter zollamtlicher Aufſicht vernichtet 
worden find. Bei der Ausfuhr von Tabak⸗ 
waren iſt zu unterſcheiden, ob ſie durch die 
Danziger Tabakmonopolverwaltung aus dem 
Zollauslande fertig bezogen oder in ihrem 
Betriebe hergeſtellt ſind. Im erſteren Falle iſt 
nur das tatſächliche Ausfuhrgewicht, im letzteren 
Falle ſind für 94 kg Ware 100 kg Tabak 
abzuſchreiben. : 


Die nach der Ausführung der obigen Abzüge ver- 
bleibenden Mengen Tabak und Tabakwaren ſind gemäß 
den Beſtimmungen des polniſchen Zolltarifs unter 
Anwendung der normalen Zollſätze, die am Tage der 
Einreichung der Zollpapiere zur Abrechnung durch 
die Danziger Tabakmonopolverwaltung gelten, zu 
verzollen. 

Der nach der Abrechnung zu zahlende Zollbetrag 
iſt innerhalb einer Woche nach Eingang der Mit- 
teilung des Zollbetrages bei der Danziger Tabak— 
monopolverwaltung zu entrichten. 


Anſtelle der Bezahlung kann die oberſte Zollbehörde 
in Danzig Abſchreibung der betreffenden Menge auf 
die Monopolkontingente für das folgende Jahr ge— 
nehmigen. 

Für die von der Danziger Tabakmonop olverwaltung 
zu zahlenden Zollabgaben für Tabak und Tabakwaren 
haftet die Freie Stadt Danzig im vollen Umfange. 


Artikel VI. 

Die Verwaltungen des Danziger und des polniſchen 
Tabakmonopols ſind zum gegenſeitigen Austauſch von 
Tabakwaren in folgender Weiſe verpflichtet: 

die Verwaltung des polniſchen Tabakmonopols 
übernimmt jährlich 100000 kg Tabakwaren nach ihrer 
Wahl aus den von den Danziger Tabafmonopol- 
fabriken hergeſtellten Waren von der Danziger Tabak— 
monopolverwaltung, 

die Danziger Tabakmonopolverwaltung über⸗ 
nimmt jährlich 25 000 kg Tabakwaren nach ihrer 
Wahl aus den Erzeugniſſen des polniſchen Tabak 
monopols. 

Artikel VII. 

Die Grundlage zur Feſtſetzung der Preiſe für die 
zwiſchen der Verwaltung des polniſchen Tabak— 
monopols und der Danziger Tabakmonopolverwaltung 
ausgetauſchten Tabakwaren bilden die in dem Her⸗ 
ſtellungslande geltenden Kleinverkaufspreiſe, von 
welchen ein Rabatt abgezogen wird. Die Höhe dieſes 
Rabatts, den Termin der Lieferung und der Abnahme 
der Tabakwaren, die Lieferungs- und Zahlungs⸗ 
bedingungen werden die Verwaltungen beider Tabak⸗ 
monopole im gegenſeitigen Einvernehmen feſtſetzen. 
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wiezione poza granice celna, jakotez te 
ilosei, ktöre zostaly zniszezone pod “nadzo- 
rem celnym. Przy wywozie wyroböw tyto- 
niowych rozrôznia sie wyroby, ktöre Zarzad 
gdanskiego monopolu tytoniowego sprowad- 
zil 2 poza granicy celnej w stanie gotowym i 
wyroby wytworzone w przedsicbiorstwie 
monopolowym. W pierwszym wypadku 
potraca sie rzeezywista wage wywiezionych 
wyroböw, zas W drugim 94 kg. wyrobéw 
przyjmuje sie za 100kg. surowcatytoniowego. 
llosei surowca tytoniowego i wyroböw tyto- 
niowych pozostale po dokonaniu po wyzszych potra- 
cen beda poddane ocleniu wedlug postanowien 
polskie} taryfy celnej i przy zastosowaniu nor- 
malnych stawek celnych, obowiazujacych w dniu 
zlozenia przez Zarzad gdanskiego monopolu tyto- 
niowego dokumentéw celnych do obrachunku. 

Naleznosci celne przypadajace wedlug obra- 
chunku do zaplaty winny by¢ uiszezone.w prze- 
ciagu tygodnia po otrzymaniu przez Zarzad 
gdanskiego monopolu tytoniowego zawiadomienia 
o ich wysokosci. 

W miejsce zaplaty moze nastapid za zgoda 
najwyzszej wladzy celnej w Gdansku zaliezenie 
dotyezacych ilosci na poczet kontyngentu mono- 
polowego na rok nastepny. 

Wolne Miasto Gdansk obejmuje w pelni gwa- 
rancje za zaplate przez Zaızad gdanskiego mono- 
polu tytoniowego. naleznosci celnych. 


Artykul VI. 

Jarzudy gdanskiego i polskiego monupolu tyto- 
niowego obowiazane beda do wzajemnej wymiany 
wyroböw tytoniowych w nastepujacy sposöb: 

Zarzad polskiego monopolu tytoniowego przej- 
mie corocznie od Zarzadu gdanskiego monopolu 
tytoniowego, wedlug swego wyboru 100.000 kg. 
wyroböw tytoniowych 2 posröd wytwarzanych 
przez gdanskie fabryki monopolowe, 

Zarzyd gdanskiego monopolu tytoniowego 
przejmie, wedlug swego wyboru, corocznie 
25.000 kg. wyroböw tytoniowych z po$röd wyro- 
böw polskiego monopolu tytoniowego. 

Artykul VII. 

Podstawe do ustalenia ceny dla wyroböw 
wymienianych pomicdzy Zarzadami polskiego i 
gdanskiego monopolu tytoniowego stanowig de- 
taliezne ceny sprzedazne, obowiazujace w kraju 
produkujycym, ‚od ktérych{bedzie potracany rabat. 
Wysokogé tego rabatu, termin dostawy i przejecie 
wyrobéw, warunki dostawy i zaplaty okresla Za- 
rzady obu monopolöw tytoniowych we wzajemnem 
porozumieniu. 


Sollte eine ſolche Vereinbarung nicht, auch nicht 
durch Vermittelung beider Regierungen, zuſtande— 
kommen, ſo hat ein Schiedsgericht die Einigung 
herzuſtellen oder Entſcheidung zu treffen. 


Dieſes Schiedsgericht ſoll beſtehen aus 2 Perſonen, 
die nicht den beteiligten Monopolverwaltungen an— 
gehören dürfen. Je ein Schiedsrichter ſoll von der 
Danziger Tabakmonopolverwaltung und von der 
Verwaltung des polniſchen Tabakmonopols ernannt 
werden. Sollte eine Einigung zwiſchen den beiden 
Schiedsrichtern nicht zuſtandekommen, ſo wird das 
Schiedsgericht auf Antrag eines der vertragſchließenden 
Teile durch einen vom Sekretariat des Völkerbundes 
zu beſtimmenden Vorſitzenden erweitert. In dieſer 
Zuſammenſetzung entſcheidet das Schiedsgericht mit 
Stimmenmehrheit. 

Die Entſcheidungen des Schiedsgerichts ſind end— 
gültig. 

Artikel VIII. 

Dieſes Abkommen läuft am 31. Dezember 1947 
ab, falls eine Kündigung von der einen oder der 
anderen Seite ſpäteſtens am 1. Januar 1947 erfolgt. 
Geſchieht dies nicht, ſo gilt das Abkommen als um 
5 Jahre verlängert. Falls ſpäteſtens am 1. Januar 1952 
keine Kündigung von der einen oder der anderen Seite 
erfolgt, ſo gilt das Abkommen nochmals als um 
5 Jahre, alſo bis zum 31. Dezember 1957, verlängert. 


Mit dem Tage des Außerkrafttretens des Ab— 
kommens erfolgt die Abrechnung und die Bezahlung 
der Zollabgaben gemäß den Beſtimmungen des 
Artikels V, Abſatz 1—4 und 6 dieſes Abkommens. 


Artikel IX. 

Die Freie Stadt Danzig wird etwaige künftige 
Anderungen der Danziger Tabakmonopolverordnung 
der polniſchen Regierung zur Kenntnis mitteilen, ehe 
dieſe Anderungen in Kraft treten. 


Der polniſchen Regierung ſteht das Recht zu, dieſes 
Abkommen mit der Friſt von 6 Monaten zu kündigen, 
wenn durch eine Veränderung der Danziger Tabak⸗ 
monopolverordnung der Grundſatz des Vollmonopols 
(umfaſſend Einfuhr, Anbau, Herſtellung und Handel) 
aufgegeben wird. Ob dieſes der Fall iſt, wird im 
Falle einer Meinungsverſchiedenheit ein Schiedsgericht 
entſcheiden. 


umowe; w tym skladzie sad rozjemezy rozstrayga 


Jesliby, nawet pomimo interwencji obu Rza- 
döw, nie doszlo w powyzszych sprawach do po- 
rozumienia, natenczas dotyczaca kwestja zostanio 
przekazana Sadowie rozjemezemu, ktörege zadı 


niem bedzie doprowadzenie do porozumienia 
stron, a wrazie nieosiagniccia tego porozumienia, 
rozstrzygnigcie sprawy spornej. 

Sad rozjemezy winien sig skladadé z dwuch 
osöb, ktöre nie moga by czlonkami Zarzadu 
zadnego zinteresowanych monopolöw. Czlonköw 
sadu rozjemezego mianuja po jedaym Zarzud 
polskiego monopolu tytoniowego i Zarzad gdan- 
skiego monopolu tytoniowego. Jesliby sad roz- 
jemezy w tym skladzie nie mögl powzigd decyzſi 
jednomyslnie, wehodzi w jego sklad przewodni- 
ezacy, wzynaczony przez sekretarjat Ligi Naro- 
déw, na wniosek jednej ze stron zawierajacych 


wiekszo$eig glosöw. 
Rozstrzygniecia sadu rozjemezego sq ostateczne. 


Artykul VIII. 

Um»wa niniejsza traci moc obowiazujaca 2 
dniem 31. grudnia 1947, o ile przed dniem 1.sty- 
eznia 1947 zostanie wypowiedziana przez jedna 
ze stron ktöre ja zawarly Jezeli w powyzszym 
terminie nie nastapi wypowiedzenie umowy, waz- 
nosé jej przedluza sig na okres piecioletni. Jezeli 
do dnia 1. stycznia 1952 zadna ze stron umowy 
nie wypowie, waznosé jej przedluza sig o nastep- 
nych 5 lat, to jest do dnia 31. grudnia 1957. 

J dniem wygasniecia mocy obowiazujace) 
umowy nastepuje obrachunek i zaplata naleznosei 
celnych stosownie do postanowien zawartych w 
artykule V, ustep 1—4 oraz ustep 6 umowy. 


Artykul IX. 

Wolne Miasto Gdansk poda do wiadomosei 
Rzadu Raeczypospolitej Polskiej wszelkie zmiany, 
jakieby w przyszlosei mialy byé wprowadzone 
do gdanskiego rozporzadzenia o monopolu tyto- 
niowym a to przedtem, nim powyzsze zmiany 
nabiora mocy obowigzujacej. 

Rzadowi Rzeczypospolitej Polskie} slazy prawo 
wypowiedzenia niniejszej umowy z terminem 
6-cio miesigezaym, jesliby na skutek zmiany 
gdanskiego rozporzadzeniao monopolutytoniowym 
nastapilo odstapienie od zasady pelnego mono- 
polu (obejmujacego sprowadzanie tytoniu z za- 
granicy, uprawe rosliny tytoniowej, produkeje 
wyroböw tytoniowych i ich sprzedaz), W. razie 
röznicy zdan co do tego, czy nastapilo odsta- 
pienie od zasady pelnego monopolu rozstrzyga 
sad polubowny. 


| 
: 
| 
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Dieſes Schiedsgericht beſteht aus je einem Mit- 
glied, welches von der Freien Stadt Danzig und von 
der Republik Polen ernannt werden wird. Soweit 
dieſe Mitglieder es für erforderlich erachten, einen 
Vorſitzenden mit entſcheidender Stimme zu beſtellen, 
werden die vertragſchließenden Teile das Sekretariat 
des Völkerbundes bitten, den Vorſitzenden zu ernennen. 
Die Entſcheidung des Schiedsgerichts erfolgt nach 
Stimmenmehrheit und iſt endgültig. 

Beide Parteien werden alles tun, was in ihren 
Kräften ſteht, um die Entſcheidung möglichſt raſch 
herbeizuführen. 


Artikel X. 

Die Überführung von Tabak und Tabakwaren von 
einem in das andere Vertragsgebiet erfolgt in dem 
zur Zeit für die Überführung ſteuerpflichtiger Waren 
vorgeſchriebenen ÜUberweiſungsverfahren. (Kapitel 2 
der Anlage I zum Sechſten Teil, Zollangelegenheiten 

— Artikel 197 bis 210 — des Danzig-Polniſchen 
Abkommens vom 24. Oktober 1921.) 


Wird die Ware unmittelbar von der einen Mo— 
nopolverwaltung an die Monopolverwaltung der 
anderen Vertragspartei geliefert, fo wird eine Monopol⸗ 
abgabe von der ausführenden Vertragspartei nicht er⸗ 
hoben. Werden Tabak oder Tabakwaren aus dem freien 
Verkehr des einen Vertragsgebietes in das andere 
Vertragsgebiet überführt, fo findet eine Zurück— 
erſtattung der gezahlten Monopolabgabe nicht ſtatt. 


Die beiden Vertragsparteien verpflichten ſich gegen- 
ſeitig, die nach dieſem Abkommen unzuläſſige Uber⸗ 
führung von Tabak und Tabakwaren aus dem 
eigenen Monopolgebiete in das Gebiet der anderen 
Vertragspartei zu bekämpfen. 

Artikel XI. 

Die Regierung der Republik Polen erklärt, daß 
fie fic) ſonſt immer von den Grundſätzen, die Poſtulate 
der Freien Stadt Danzig möglichſt weit zu berück⸗ 
ſichtigen, leiten laſſe, und daß ſie bereit iſt und ſein 
wird, die Durchführung des Tabakmonopols in Danzig 
unter Mitberückſichtigung der eigenen Intereſſen zu 
erleichtern. 

Artikel XII. 

Das vorliegende Abkommen tritt in Kraft nach 
dem Austauſch von Schreiben zwiſchen der Freien 
Stadt Danzig und der Republik Polen, in welchen 
feſtgeſtellt werden wird, daß das Abkommen in der 
Freien Stadt Danzig beziehungsweiſe in der Republik 
Polen genehmigt worden iſt. 


— —4ä—ͤ 
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Sad polubowny sklada sie z dwuch czionköw, 
z ktörych po jednym mianuje Rzad Rzeczypos- 
politej Polskiej i Wolne Miasto Gdansk. Jezeli 
‘powyzsi czlonkowie sadu uznaja za potrzebne 
powolanie superarbitra, natenczas strony zawiera- 
jace umowe odniosa sig do sekretarjatu Ligi 
Narodöw o wyznaczenie tego2. 


Rozstrzygniecia sadu polubownego zapadaja 
wiekszoscia glosöw i sa ostateczne. 

Obie strony zawierajace umowe doloza wszel- 
kich staran, celem uzyskania rozstrzygniccia sadu 
polubownego w czasie jaknajkrötszym. 

Artykul X. 

Przewozenie surowca tytoniowego i wyrobéw 

tytoniowych z obszaru jednej strony zawierajace) 


umowg na obszar strony drugiej bedzie sig od- _ 


bywaé przy zastosowaniu postepowania przekazo- 
wego, przepisanego dla prz»woZenia towardw 
podlegajacych podatkom posredaim (rozdzial 2. 
zalacznika J. do szöstej czesci, clo — artykul 
197—210 — polsko-gdanskiej umowy 2 dnia 
24. pazdziernika 1921 r.) : 

Pray dostawie wyroböw tytoniowych przez 
Zarzad jednego monopolu dla Zarzadu monopolu 
drugiej strony, strona, z ktörej obszaru wyroby 
te wywozi sie, nie bedzie pobierala od nich 
oplaty monopolowej. Natomiast w razie prze- 
wozenia wyroböw tytoniowych oddanych na 
obszarze jednej strony do wolnego obrotu na 
obszar strony drugiej nie zwraca sie pobranej 
oplaty monopolowe). 

Obie strony zawierajace umowe zobowiazuja 
sie wzajemnie do zwalezania niedozwolonego 
wedlug niniejszej umowy przewozu surowca tyto- 
niowego i wyroböw tytoniowych 2 wlasnego 
obszaru monopolowego na obszar strony drugiej. 

Artykul XI. 

Rzad Rzeczypospolitej Polskie] kierujge sie 
w tej sprawie jak zreszt zawsze intencja uwzglad- 
niania w mozliwie szerokiej mierze postulatow 
Wolnego Miasta, o$wiadeza gotowosé ulatwienia 
obecnie i w przyszlosci, przy uwzglednieniu swoich 
wlasnych intereséw, zaprowadzenia na obszarze 
Wolnego Miasta monopolu tytoniowego. 

Artykul XI. 

Niniejsza umowa nabiera mocy obowiazujace) 
po wymianie pism miedzy Rzadem Rzeczypos- 
polite} Polskiej i Senatem Wolnego Miasta 
Gdanska stwierdzajacych, Ze umowa zostala 
zatwierdzona przez wlasviwe czynniki w Rzeczy- 
pospolitej Polskiej wzglednie w Wolnem Miescie 
Gdansku. : 
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Zu Urkund deſſen haben die Bevollmächtigten das Na dowöd powyzszego petnomocnicy obu 
vorliegende Abkommen in zwei gleichlautenden Ur- stron podpisali niniejsza umowe. Umowe wygo- 
ſchriften, und zwar jede in deutſcher und polniſcher towano W Gdansku w. dniu 31. marca 1927 r. w 
Sprache, unterfertigt. Beide Urſchriſten und beide dwuch egzemplarzach,zktörych kazdy sporzadzono 


Texte find maßgebend. w jezyku polskim i niemieckim z tem, ze oba 
Gegeben zu Danzig, den 31. März 1927. egzemplarze i oba teksty maja znaczenie ory- 
ginalu. i ate 
Kurt Siebenfreund Stefan Lalicki 
Stefan Lalicki Kurt Sieben freund. 
42 Verordnung 


über das Eutſchädigungsverfahren bei der Einführung des Tabakmonopols. 
Vom 31. 3. 1927. 
Auf Grund des § 1 des Ermächtigungsgeſetzes vom 29. November 1926 (Geſ-Bl. S. 317) wird 
mit Geſetzeskraft wigendes verordnet: Er 5 
Perſonen, denen auf Grund der Einführung des Tabakmonopols ein geſetzlicher Anſpruch auf 
Entſchädigung zuſteht, haben bis zum 1. Juli 1928 dieſen Anſpruch in der durch dieſe Verordnung 
beſtimmten Weiſe geltend zu machen. Für Anſprüche, die bis zum 1. Juli 1928 nicht in dieſem Verfahren 
ſchriftlch angemeldet und begründet worden’ find, bleibt nur der Rechtsweg vor den ordentlichen 
Gerichten offen. 8 
§ 2. 


Die Ermittelung und Feſtſetzung der Entſchädigung erfolgt durch ein Entſchädigungsamt. 

Das Entſchädigungsamt entſcheidet in der Beſetzung von einem zum Richteramt befähigten 
Vorſitzenden und zwei Beiſitzern. Der Vorſitzende und ſein Stellvertreter oder nach näherer Anordnung 
des Senats mehrere Vorſitzende und deren Stellvertreter ſowie die erforderliche Zahl von Beiſitzern 
werden vom Gerichtspräſidenten auf die Dauer je eines Jahres ernannt. Die Ernennung erfolgt zur 
Hälfte aus dem Kreiſe der Entſchädigungsintereſſenten, zur Hälfte aus einem vom Senat zu bezeichnenden 
Kreiſe von Perſonen. Vor Ernennung der Beiſitzer aus dem Kreiſe der Intereſſenten ſoll der Gerichts 
präſident die wirtſchaftlichen Organiſationen der als Entſchädigungsintereſſenten in Betracht kommenden 
Perſonenkreiſe hören. Bei jeder Entſcheidung wirkt je ein aus dem vom Senat bezeichneten Perſonen⸗ 
kreiſe und aus dem Kreiſe der Entſchädigungsintereſſenten ernannter Beiſitzer mit. 

Die Beiſitzer haben Anſpruch auf Entſchädigung nach Maßgabe der für Schöffen und Geſchworene 
geltenden Beſtimmungen. a 

Die Mitglieder des Entſchädigungsamtes haben die rechtliche Stellung von Beamten der Freien 
Stadt Danzig. Sie können während ihrer Amtsdauer nur auf Grund eines beſonderen Diſziplinar⸗ 
verfahrens entlaſſen werden, für welches der Senat die näheren Vorſchriften zu erlaſſen hat. 

8 8. . . 

Die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung über die Ausſchließung und Ablehnung von Gerichts— 
perſonen finden auf die Mitglieder des Entſchädigungsamtes entſprechende Anwendung. Über die Ab— 
lehnung eines Beiſitzers entſcheidet der Vorſitzende. Der auf das Ablehnungsgeſuch ergehende Beſchluß 
iſt unanfechtbar. : 

§ 4, 


Die Eutſcheidung ergeht auf Grund mündlicher nicht öffentlicher Verhandlung. 

Das Entſchädigungsamt iſt beſugt, Zeugen und Sachverſtändige eidlich zu vernehmen und Ver— 
ſicherungen an Eidesſtatt entgegenzunehmen. Es kann vom Antragſteller die gleichen Aufklärungen 
verlangen, wie die Steuerbehörde gemäß dem Steuergrundgeſetz. Der Antragſteller iſt zur Vorlage 
ſeiner Geſchäſtsbücher und Geſchäftspapiere verpflichtet. 

Das Entſchädigungsamt iſt befugt, die Steuerakten einzuſehen und ihren Inhalt bei der Entſcheidung 
zu berückſichtigen. Im übrigen iſt das Steuergeheimnis zu wahren. 

Der Vorſitzende des Entſchädigungsamtes iſt befugt, diejenigen Anordnungen, die nach dem Ent— 
ſchädigungsantrag oder den vorbereitenden Schriftſätzen zur Aufklärung des Sachverhältniſſes dienlich 
erſcheinen, ſchon vor der mündlichen Verhandlung zu treffen. 

Die Zeugen und Sachverſtändigen haben Anſpruch au f Entſchädigung nach Maßgabe der Gebühren— 
ordnung für Zeugen und Sachverſtändige. 
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85. 

Die Zuſtellungen und Ladungen erfolgen von Amts wegen. Ihre Form beſtimmt mit der im § 10 

vorgeſehenen Ausnahme der Vorſitzende des Entſchädigungsamtes nach freiem Ermeſſen. 
S 6. 

Die Parteien können ſich vor dem ater durch eine mit ſchriftlicher Vollmacht ver- 
ſehene prozeßfähige Perſon als Bevollmächtigten vertreten laſſen. Die Beſtimmung des § 157 Z. P. O. 
findet auf Bevollmächtigte und Beiſtände Anwendung. 

IE 

Die Vorſchriften des 1 über die Aufrechterhaltung der Ordnung in der 
Sitzung, die Beratung und Abſtimmung finden auf die Verhandlung vor dem Entſchädigungsamt 
entſprechende Anwendung. 2 

Das Entſchädigungsamt beſtimmt nach freiem Ermeſſen unter Berückſichtigung dev Intereſſen beider 
Parteien, in welcher Form und unter welchen Zins- und Zahlungsbedingungen die Entſchädigung zu 
leiſten iſt. 

Es kann anordnen, daß die Entſchädigung nicht in barem Gelde, ſondern in Tabakobligationen 
geleiſtet werde. Bei dieſer Anordnung iſt das Riſiko zu berückſichtigen, das für den Empfänger in der 
Annahme von Tabakobligationen anftatt baren Geldes liegt. 

8 9. 

Das Verfahren vor dem Eulſchädigungbamt iſt gebührenfrei. Das Entſchädigungsamt kann nach 
billigem Ermeſſen dem Antragſteller die baren Auslagen des Verfahrens ganz oder zum Teil auferlegen. 
Eine Erſtattung der den Parteien erwachſenen Koſten findet nicht ſtatt. 

$ 10. 

Gegen die Entjcheidung des Entſchädigungsamtes kann binnen der Friſt eines Monats nach der 
Zuſtellung des mit Gründen verſehenen Beſcheides an den Antragſteller, welche nach Maßgabe der Vor— 
ſchriften der Zivilprozeßordnung über Zuſtellungen von Amts wegen zu erfolgen hat, der ordentliche 


Rechtsweg beſchritten werden. \ 
$ 11, 
Die Vorſchriften des §8 finden im Verfahren vor den ordentlichen Gerichten entſprechende Anwendung. 
8 12. 


Das Entſchädigungsamt kann auch in Fällen, in denen ein rechtlicher Anſpruch auf Gewährung einer 
Entſchädigung nicht beſteht, eine Entſchädigung feſtſetzen, inſoweit dies zur Vermeidung einer erheblichen 
Unbilligkeit geboten erſcheint. Ein dahingehender Beſcheid kann nur einftimmig: erlaffen werden. 

Die Nachprüfung der Angemeſſenheit einer ohne Beſtehen eines rechtlichen Anſpruches zugebilligten 
Eutſchädigung durch die ordentlichen Gerichte kann der Antragſteller nicht verlangen. Wird dem Antrag 
ſteller vom Gericht aus Rechtsgründen eine Entſchädigung zugeſprochen, ſo ift bei ale derjelben 
die vom Entſchädigungsamt zugebilligte Entſchädigung anzurechnen. 

§ 13. 

Auf die im Tabakhandel und in der Tabakinduſtrie beſchäftigten Angeſtellten und Arbeiter, die 
nachweislich infolge Einführung des Tabakmonopols erwerbslos werden, finden die in den Erlaſſen des 
Senats vom 17. Juli 1926 (St.⸗Anz. S. 229) und vom 7. Oktober 1926 (St.⸗Anz. S. 305) aufgeſtellten 
Grundſätze über die Gewährung von Erwerbsloſenunterſtützung Anwendung. Gleichzeitig wird die in 
dem Erlaß des Senats vom 17. Juli 1926 in Abſatz I genannte Friſt von 6 Monaten auf 
12 Monate verlängert. N 

Die Unterſtützung kommt in Fortfall, ſofern durch das Entſchädigungsamt oder das ordentliche 
Gericht eine Entſchädigung auf Grund geſetzlichen Anſpruches oder aus Billigkeitsgründen zugebilligt wird. 
Bei Feſtſetzung der Entſchädigung ſind die auf Grund der Vorſchrift des Abſ. 1 empfangenen Bezüge 
zu berückſichtigen 

N § 14. 

Dieſe Verordnung tritt am 1. April 1927 in Kraft. 

Die erforderlichen Ausführungsbeſtimmungen erläßt der Senat. 

Danzig, den 31. März 1927. 

Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Riepe Dr. Volkmann. 
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43 : Verordnung 
betreffend die Überleitung zum Tabalmonopol. Vom 31. 3. 1927. 


Auf Grund des $ 16 der Tabakmonopolverordnung vom 31. März 1927 wird beſtimmt: 
8 1. 
Vom 1. April 1927 ab darf die Einfuhr von Tabak und Tabakwaren nur mit Genehmigung des 


Senats erfolgen. 
§ 2. 


Vom 1. April 1927 ab wird eine Anmeldepflicht nach folgenden Grundſätzen eingeführt: Verpflichtet 
zur Anmeldung ſind: 
a) alle Perſonen, die Tabak anbauen, 
p) alle Beſitzer von Rohtabak und alle Beſitzer von Tabakwaren, ſoweit dieſe nicht für den 
eigenen Verbrauch beſtimmt ſind, 
c) alle Herſteller von Tabakwaren, 
.d) alle Händler mit Tabakwaren. 

Die Anmeldungen haben folgende Angaben zu enthalten: 

Zu a): Die Größe der Bodenfläche, auf welcher Tabak angebaut wird, ſowie Art und Menge der 

aufbewahrten Tabakblätter. 

Zu b): Die Menge, die Gattung und der Aufbewahrungsort der Rohtabake und Tabakwaren. 

Zn c): 1. Eine Beſchreibung der Fabrik und Lagerräume ſowie eine Aufſtellung der vorhandenen 
Maſchinen und Werkzeuge, 

das Datum der Gründung und Inbetriebfegung des Herſtellungsbetriebes, 

3. die Höhe und die Zuſammenſetzung des Betriebskapitals, 

4. den jährlichen Umſatz nach Menge und Wert und den ſteuerpflichtigen Gewinn aus dem 
Unternehmen ſowie aus dem Verkauf der Tabakwaren in den eigenen Läden für die Zeit 
vom 1. Januar 1917 bis 31. Dezember 1926, getrennt nach einzelnen Geſchäftsjahren, 

5. die Menge und den Wert des in jedem Jahre verarbeiteten Rohtabaks, ſowie die Menge ind 
den Wert der aus dem Rohtabak hergeſtellten Tabakwaren (Zigarren, Zigaretten, Rauch-, 
Kau⸗, Schnupftabak uſw.), g 

6. die Zahl der in den Unternehmungen in den einzelnen Jahren am Schluß des Kalender- 

jahres beſchäftigt geweſenen Perſonen, getrennt nach männlichen und weiblichen Angeſtellten 

und Arbeitern, 

die Menge und den Wert der am 1. April 1927 vorhandenen Vorräte an Tabak und Tabakwaren. 

Eine Beſchreibung der Geſchäftsräume, 

die Höhe des jährlichen Umſatzes und des ſteuerpflichtigen Gewinnes für die Zeit vom 

1. 1. 1917 bis 31. 12. 1926, getrennt nach einzelnen Geſchäftsjahren, 

die Menge und den Wert der am 1. April 1927 vorhandenen Tabakwaren. 
: § 3. 

Die Anmeldungen haben bis zum 1. Mai 1927 nad dem Stande vom 1. April 1927 bei der 
Monopolüberleitungsſtelle zu erfolgen, und zwar in dreifacher Ausfertigung; ein Exemplar iſt mit einem 
Übereinſtimmungsvermerk dem Anmeldenden zurückzugeben und von ihm aufzubewahren. 

§ 4. 

Bis zur Durchführung der Monopolbewirtſchaftung dürfen von den unter § 2 c genannten Ber 

trieben Tabakwaren hergeſtellt und vertrieben werden. 
§ 5. 

Bis zur Durchführung der Monopolbewirtſchaftung dürfen die unter S 2 d genannten Händler 
Tabakwaren verkaufen. Von der Durchführung der Monopolbewirtſchaftung an dürfen ſie die bis dahin 
nicht verkauften Vorräte nur nach den von der Monopolverwaltung aufzuſtellenden Bedingungen abgeben. 


8 6. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. April 1927 in Kraft. 
Danzig, den 31. März 1927. | 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Riepe Dr. Volkmann. 
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| 4 Verorduung a 
| betreffend die Vorführungspflicht monopolabgabenpflichtiger Waren. Vom 31. 3. 1927. 2 2 
Auf Grund des § 16 der Tabakmonopolverordnung vom 31. 3. 1927 wird beſtimmt: a 
§ a = 

Wer monopolabgabenpflichtige Waren oder ſolche Gegenſtände mit ſich führt oder befördert, welche . 

zwar monopolabgabenfrei, aber dergeſtalt verpackt ſind, daß ihre Beſchaffenheit nicht ſogleich erkannt IN 

werden kann, darf über die Grenze zu Waſſer oder zu Lande in der Regel nur während der Tageszeit RA 


und nur auf einer für den Grenzverkehr zugelaſſenen Straße eintreten und auch — Fälle dringender 
Gefahr oder höherer Gewalt ausgenommen — nur bei einem erlaubten Landungsplatze anlanden. ee 
Hinſichtlich des Begriffes der Tageszeit findet § 21 Abſ. 3, 4 und 5 des Vereinszollgeſetzes ſinnn?g 


gemäße Anwendung. 5 
9 2: = 

Beim Eingange find monopolabgabenpflichtige Waren dem nächſten Zollamte ſchriftlich anzumelden. = 

§ 3. 1 


Die Anmeldung liegt dem Warenführer ob. 

84 
Die Ausfertigung der Anmeldung kann durch 
| mächtigten oder den Warenempfänger erfolgen. 

i Iſt der Anmeldende des Schreibens unkundig, ſo geſchieht auf den Antrag des Anmeldenden die 
Ausfertigung der Anmeldung durch das nächſte Zollamt auf Grund der übergebenen Papiere oder der 
mündlichen Anzeige. Die vom Zollamte ausgefertigte Anmeldung hat der Anmeldende mit ſeiner Unter⸗ 
ſchrift oder ſeinem gewöhnlichen Handzeichen zu verſehen, deſſen Richtigkeit von einem zweiten Beamten 


oder einem Zeugen zu beſcheinigen iſt. 


den Anmeldepflichtigen ſelbſt, durch einen Bevoll⸗ 


11 Der Anmeldende haftet für die Richtigkeit der Anmeldung auch in dem Falle, wenn dieſelbe von 
seinem Dritten in feinem Auftrage oder vom Zollamte gefertigt worden iſt. Ebenſo haftet der Anmeldende 
oder der Warenempfänger für die Richtigkeit der etwa von ihm ergänzten oder berichtigten Anmeldung. 
Inſoweit eine Berichtigung erfolgt iſt, wird die urſprüngliche Anmeldung als beſeitigt angeſehen. 

i 6. 

Werden die Anmeldungen nicht rechtzeitig le jo werden die Waren auf Soften und Gefahr 
der Beteiligten unter amtlichen Gewahrſam oder amtliche Bewachung genommen. Hinſichtlich des 
Begriffes der rechtzeitigen Anmeldung finden die §s 39, 63, 66 und 75 BVZG. ſinngemäße Anwendung. 


8-7. 
Liegt die Anmeldung über eine Ware vor, ſo kann die Feſtſtellung der zu entrichtenden Monopol- 
abgabe oder die weitere Abfertigung auf Grund probeweiſer Reviſionen erfolgen, ſofern ſich bei denſelben 
vollkommene Übereinſtimmung mit den Angaben der Anmeldung herausſtellt. 
é 88 
Der Steuerpflichtige hat die Waren in ſolchem Zuſtande darzulegen, daß die Beamten die Reviſion 
wie erforderlich vornehmen können; auch muß er die dazu nötigen Handleiſtungen nach der Anweiſung 
der Beamten auf eigene Gefahr und Koſten verrichten oder verrichten laſſen. 


— — 


Die Ab⸗ oder Ausladung darf erſt erfolgen, nachdem das Zollamt die Anweiſung erteilt hat. : 2 

8 9 ER 
4 § 9. oe 
Die vorſtehenden Beſtimmungen gelten auch für den Reiſeverkehr mit der Einſchränkung, daß hier oA 
; eine mündliche Anmeldung genügt. ae 
| § 10. soe 
| Bei Zuwiderhandlung gegen die vorangehenden Beſtimmungen greifen die 88 333 ff. des Steuer⸗ ae 
grundgeſetzes Platz. a : & 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. April 1927 in Kraft. = 

| Danzig, den 31. März 1927. 3 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 8 
| Riepe Dr. Volkmann. ee 
SS — = 

| Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. =, 
5 

Tas 


